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Meldungen

Stadt München gedenkt der Verstorbenen der Corona-Pandemie
(16.4.2021) Oberbürgermeister Dieter Reiter spricht anlässlich der Zentra-
len Gedenkveranstaltung und Ansprache des Bundespräsidenten für die 
Verstorbenen in der Corona-Pandemie am Sonntag, 18. April, in Berlin, 
allen Menschen sein Mitgefühl aus, die in dieser schweren Zeit um Ange-
hörige, Freund*innen, Nachbar*innen oder Bekannte trauern. 
OB Reiter: „Wir denken an die Verstorbenen und an das Leid, das über 
die Familien und nahestehende Menschen gekommen ist. Den Hinter-
bliebenen aller in dieser endlos scheinenden Pandemie Verstorbenen gilt 
unser besonderes Mitgefühl – insbesondere in einer Zeit, in der sie häufig 
auf menschliche Anteilnahme verzichten mussten und nicht in der Weise 
Abschied nehmen konnten, wie sie es wünschten. Es ist mir ein großes 
Anliegen, ihnen die Gewissheit zu vermitteln, dass wir mit ihnen fühlen. 
Wir alle nehmen gemeinsam mit ihnen in tiefer Trauer Abschied von allen 
Verstorbenen“.
Anlässlich der Gedenkveranstaltung ist im Rathaus am Marienplatz bereits 
heute eine Kerze entzündet worden. An allen städtischen Dienstgebäuden 
ist Trauerbeflaggung angeordnet.
Die zentrale Gedenkveranstaltung in Berlin wird vom ZDF am Sonntag, 18. 
April, ab 12.50 Uhr übertragen.
(Foto: Michael Nagy/Presseamt München)
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Gesundheitsreferentin ruft Priogruppen 1 und 2 zum Impfen auf
(16.4.2021) Eine Auswertung der Impfsoftware (BayIMCO) des Freistaats 
hat jetzt ergeben, dass 12.500 Münchner*innen aus der 1. Priorisierungs-
gruppe bereits eine Einladung zur Impfung erhalten, aber noch keinen 
Termin vereinbart haben. In der Priorisierungsgruppe 2 sind das sogar rund 
56.000 Personen.
Gesundheitsreferentin Beatrix Zurek appelliert deshalb dringend an alle 
Münchner*innen: „Bitte vereinbaren Sie einen Impftermin für sich, so-
bald Sie eine Einladung vom Registrierungsportal BayIMCO per SMS und 
Mail oder per Brief erhalten. Die Impfung steht Ihnen zu und bietet Ihnen 
Schutz vor einem möglicherweise tödlichen Virus. Wenn Sie keine Impfung 
im Impfzentrum mehr benötigen, weil Sie beispielsweise schon bei Ihrem 
Hausarzt geimpft wurden, löschen Sie bitte den Account bei BayIMCO.“
Das Impfzentrum Riem wird die registrierten Personen nochmals per 
E-Mail und SMS erinnern und dazu auffordern, einen Termin zu vereinba-
ren. Wer seine Registrierung per Impf-Telefon gemacht hat, wird gebeten, 
dort anzurufen und einen Termin zu vereinbaren.  
Wer sich noch nicht im bayerischen Registrierungsportal BayIMCO für ei-
nen Impftermin registriert hat, kann dies unter https://impfzentren.bayern.
de nachholen. Für Personen ohne eigenen Internet-Zugang ist das Impf-Te-
lefon der Stadt München unter der Telefonnummer 089/90429-2222 täglich 
von 8 bis 18 Uhr erreichbar.
Für Senior*innen in München besteht auch die Möglichkeit, sich für eine 
wohnortnahe Impfung bei einem von 30 Alten- und Service-Zentren (ASZ) 
anzumelden oder einen Termin bei ihrem Hausarzt zu vereinbaren.
Aktuell wird im Impfzentrum alle 5,6 Sekunden eine Impfung durchgeführt.

Regelung für Schulen und Kinderbetreuung in der nächsten Woche
(16.4.2021) Nachdem das Robert Koch-Institut (RKI) für heute, 16. April, für 
die Stadt München eine 7-Tage-Inzidenz von 158,5 gemeldet hat, gilt in der 
Woche vom 19. bis 25. April für die Münchner Kinderbetreuungseinrichtun-
gen und Schulen die Inzidenzeinstufung „über 100“.
Dies heißt für Münchner Kindertageseinrichtungen und Schulen in der Wo-
che von 19. bis 25. April konkret:
	- In Kindertageseinrichtungen, Kindertagespflegestellen und organisierten 
Spielgruppen ist nur noch Notbetreuung möglich. 

	- An den 4. Klassen der Grundschule, der Jahrgangsstufe 11 an Gymnasien 
und Fachoberschulen sowie in Abschlussklassen findet Wechsel- bzw. 
Präsenzunterricht mit Mindestabstand von 1,5 Metern statt. An allen üb-
rigen Schularten und Jahrgangsstufen findet Distanzunterricht statt. Für 
den Wechsel- bzw. Präsenzunterricht mit Mindestabstand von 1,5 Me-
tern haben die Schülerinnen und Schüler zu Beginn des Schultages über 

 https://impfzentren.bayern.de
 https://impfzentren.bayern.de
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ein schriftliches oder elektronisches negatives Ergebnis eines PCR- oder 
POC-Antigentests zu verfügen und dieses auf Anforderung vorzuweisen 
oder müssen in der Schule unter Aufsicht einen Selbsttest mit negati-
vem Ergebnis vorgenommen haben. Die dem Testergebnis zu Grunde 
liegende Testung darf nicht länger als 24 Stunden zurückliegen. Die Test-
pflicht gilt mindestens zweimal wöchentlich.

Stadt erhebt weiter keine Nutzungsgebühren für Sportanlagen
(16.4.2021) Die Landeshauptstadt München unterstützt den Münchner 
Sport auch im Jahr 2021 weiterhin konsequent und erhebt für den Zeit-
raum der Corona-bedingten Schließungen der städtischen Sportanlagen 
wie schon größtenteils im Jahr 2020 weiterhin keine Nutzungsentgelte 
von den Münchner Sportvereinen.
Dies ist ein weiteres wichtiges Signal an die mehr als 650 Münchner 
Sportvereine nach den Unterstützungen im Jahr 2020. So wurde etwa 
die Sportbetriebspauschale (Gesamtbudget drei Millionen Euro) statt im 
November bereits Anfang Juni ausgezahlt, um die Liquidität der Vereine 
zu sichern. Die Zuschüsse zum Unterhalt vereinseigener Sportanlagen 
(Gesamtbudget drei Millionen Euro) wurden im Herbst 2020 ausbezahlt. 
Hier konnte ein Antrag  auf einen Unterhaltsvorschuss an das Referat für 
Bildung und Sport gerichtet werden. Drei Vereine haben von dem Angebot 
Gebrauch gemacht und einen Vorschuss erhalten. Ziel ist es, diese Förder-
pauschalen auch 2021 an die Vereine auszuzahlen.
Die Vereinspauschale des Freistaates Bayern wurde 2020 ebenfalls bereits 
Anfang Juli ausbezahlt. Der Freistaat hatte die Fördermittel 2020 auf 2,6 
Millionen Euro verdoppelt und wird erfreulicherweise auch 2021 diese 
selbe Summe an die Vereine auszahlen.

Städtische Sporthallen-Infrastruktur bleibt auch in Zukunft stabil
(16.4.2021) Das Immobilienportfolio der Landeshauptstadt München 
umfasst aktuell 383 Sporthallen, davon 33 Dreifach-, 28 Zweifach-, 322 
Einfach- und Kleinsporthallen. Mit der zusätzlichen Realisierung der vom 
Stadtrat beschlossenen Einzelprojekte (Freiham und Messestadt Riem) 
und den Projekten der drei Schulbauprogramme verfügt die Landeshaupt-
stadt München perspektivisch über 418 Sporthallen, davon 75 Dreifach-, 
50 Zweifach- und 293 Einfach- und Kleinsporthallen. Dies entspricht einer 
Steigerung von rund 23 Prozent im Vergleich. 
Laut Demografiebericht (2019) wächst die Bevölkerung Münchens bis 2040 
weiter um rund 18,8 Prozent. Der Sportausschuss des Stadtrats hat in 
der Sitzung am Mittwoch der Einschätzung des Referates für Bildung und 
Sport zugestimmt, dass durch die bestehenden und im Rahmen der Schul-
bauprogramme geplanten Sporthallen auch perspektivisch genügend städ-
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tische Sporthallen zur adäquaten Versorgung des Schul- und Vereinssports 
zur Verfügung stehen werden.
Die städtischen Sporthallen sollen im Regelfall im Zusammenhang mit 
Schulbaumaßnahmen im Rahmen der Bauprogramme realisiert werden. 
Dieses Vorgehen ermöglicht die Inanspruchnahme staatlicher Fördermittel, 
die Senkung städtischer Investitionskosten, Synergieeffekte und eine best-
mögliche Auslastung der Sporthallen. 
Sonderförderprogramm für vereinseigene Sporthallen
Die Mehrzahl der Sporthallen in München sind städtische Sporthallen (ak-
tuell zirka 78 Prozent). Dieses Angebot wird durch Vereinssporthallen (zirka 
22 Prozent) ergänzt. Aktuell gibt es 46 vereinseigene Sporthallen, davon 14 
Dreifach-, elf Zweifach-, 16 Einfach- und fünf Kleinsporthallen. 
Ein voller Erfolg ist das Sonderförderprogramm Sporthallenbau (30 Prozent 
Zuschuss, 30 Prozent Darlehen) der Landeshauptstadt München, mit dem 
bislang die Hallen-Baumaßnahmen des ESV München e.V. (Erweiterung 
der Dreifachsporthalle), des TSV München-Ost e. V. (Neubau einer Dreifach-
sporthalle und Sanierung Bestand) und der Turnerschaft Jahn München von 
1887 e. V. (Neubau einer Dreifachsporthalle) unterstützt werden konnten.
Zu den Fördervoraussetzungen gehören neben der Art der Anlage ver-
schiedene besondere Merkmale, zum Beispiel die Größe des Vereins (min-
destens 2.000 Mitglieder, mindestens zehn Abteilungen) und eine ausrei-
chende und nachgewiesene Wirtschaftskraft des Vereins. 
Sportbürgermeisterin Verena Dietl: „Durch die erfolgreiche Umsetzung des 
Sonderförderprogramms für vereinseigene Sporthallen und der drei Schul-
bauprogramme wurde und wird auch in Zukunft die sportliche Infrastruktur 
für Vereine und alle Sporttreibenden in München erhalten bleiben und wei-
ter ausgebaut. Das ist der Anspruch der Sportstadt München. Alle sport-
begeisterten Münchner*innen sollen auch weiterhin ihren Sport in einem 
angemessenen Rahmen nachgehen können.“

Projektstipenden für Bildende Kunst und Musik vergeben
(16.4.2021) Die Landeshauptstadt München vergibt das diesjährige Pro-
jektstipendium Junge Kunst / Neue Medien für Bildende Kunst in Höhe 
von 12.000 Euro an Janna Jirkova für das Projekt „Capturing nowness – 
Raumzeitgefüge“. Mit dem Projektstipendium Junge Kunst/Neue Medien 
im Bereich Musik in Höhe von 18.000 Euro wird Karina Erhard für das Pro-
jekt „Diana’s Call: Between the Huntress, the Moon and the Underworld” 
ausgezeichnet. Dies hat der Kulturausschuss des Stadtrats auf Vorschlag 
einer Jury in seiner Sitzung am 15. April beschlossen. Die Projektstipen-
dien werden zur Realisierung eines konkreten Kunst- oder Musikprojekts, 
das in besonderem Maße neue Medien beziehungsweise Technologien mit 
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einbezieht, alle zwei Jahre an Münchner Künstlerinnen und Künstler bzw. 
Musikerinnen und Musiker vergeben.
Aus der Jurybegründung
„In ihrem Projektkonzept ,Capturing nowness – Raumzeitgefüge´ nimmt 
Janna Jirkova die Technolgie der Videoplattform als eigenständiges Medium 
in den Blick. Auf Basis der Open-Source Plattform Jitsi kreiert sie eine 
Performance-Reihe, die eigens neu programmierte Elemente in Form von 
vorproduziertem Video- und Tonmaterial sowie Live-Aktionen der Künstlerin 
beinhaltet.
Das Projekt ,Diana’s Call: Between the Huntress, the Moon and the Under-
world´ von Karina Erhard in Zusammenarbeit mit Katrin Schafitel und Viola 
Yip besticht durch Klarheit des Konzepts, originelle Kombination performati-
ver und technologischer Komponenten sowie Schlüssigkeit des dramaturgi-
schen Aufbaus. Musik, Bewegung im Raum, Klang-Kostüme aus aktueller 
Technologie (...), konkret geplant für die Architektur des Diana-Tempels im 
Münchener Hofgarten.“
Ausführliche Informationen zum Preis und zur Jury unter www.muenchen.
de/kulturfoerderung unter „Preise“.

Förderpreise für Musik der Landeshauptstadt München 
(16.4.2021) Andrea Hermenau, Leonhard Kuhn, die Band Umme Block und 
Klaus-Peter Werani werden mit den Förderpreisen für Musik der Landes-
hauptstadt  München 2021 ausgezeichnet. Die mit jeweils 6.000 Euro do-
tierten Förderpreise werden alle zwei Jahre für künstlerisch herausragende 
Leistungen bzw. ungewöhnliche künstlerische Positionen in allen Stilrich-
tungen der zeitgenössischen Musik und allen künstlerischen Bereichen 
(Komposition, Arrangement, Interpretation) verliehen. Die Vergabe hat der 
Kulturausschuss des Stadtrats in seiner Sitzung am 15. April auf Empfeh-
lung einer Jury beschlossen:
Aus der Jurybegründung
„Andrea Hermenau ist als herausragende Pianistin und Sängerin seit 
Jahren in der Münchner Jazzszene und weit darüber hinaus aktiv. Ihre 
Projekte zeugen von einem weiten musikalischen Horizont und verbinden 
erfolgreich verschiedene Welten. Andrea Hermenaus mal zartes, mal über-
raschend sperriges Klavierspiel erweitert sie immer wieder um ihren Ge-
sang. Sie singt Songs, setzt ihre Stimme aber auch als zusätzliches Instru-
ment ein und singt ohne Text. In ihren Kompositionen bringt sie geschickt 
komplexe Rhythmen und spannungsvolle Harmonien zum Grooven. Sie ist 
in verschiedenen Formationen erfolgreich, so begeisterte sie etwa 2020 
mit ihrem aktuellen Quintett mit Tenorsaxophonist Till Martin, Vibrapho-
nist Tim Collins, Bassist Sven Faller und Schlagzeuger Bastian Jütte beim 
BMW Welt Jazz Award.“

http://www.muenchen.de/kulturfoerderung
http://www.muenchen.de/kulturfoerderung
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„Als Gitarrist überzeugt Leonhard Kuhn unter anderem im Trio Le Café 
Bleu, derweil er mit seinen Elektronikas auch mal die Rhythmussektion 
der Monika Roscher Bigband verstärkt. Vor allem aber überliefert er als 
Arrangeur der Jazzrausch Bigband den Jazz einer zeitgemäßen Clubmusik, 
indem er die Bigband quasi spielt, als sei sie ein riesiger Synthesizer. Mit 
solchem zerlegte er auch zum 250. Geburtstag von Ludwig van Beethoven 
die Kompositionen des musikalischen Freigeists auf so erfrischend res-
pektlose Weise, dass Kuhns Arrangements die klassischen Vorlagen bis-
weilen nur noch erahnen lassen. Dass der studierte Mathematiker, Gitarrist 
und Komponist nicht nur als Teamplayer, sondern auch als Individualist 
begeistert, spiegelt sich in zahlreichen musikalisch und konzeptionell sehr 
cleveren Projekten.“
„Seit 2018 sind Leoni Klinger und Klara Rebers unter dem Namen Umme 
Block als Künstlerinnenduo aktiv und haben sich in kürzester Zeit mit ih-
rem Talent nicht nur die Gunst des Publikums, sondern höchste Anerken-
nung der Fachwelt verdient. Sie experimentieren mit analogen Synthesi-
zern, Beatmaschinen, Gesang, Gitarre. Das Besondere ist die Verwendung 
der Synthies als Live-Instrument und die daraus resultierende Verschie-
bung von digital zu analog. Sonst werden Synthesizer meist als digitales 
Werkzeug zur Produktion elektronischer Elemente verwendet, bei Umme 
Block finden sie einen Platz als analoges Instrument in ihrem Live-Setting. 
Dies macht ihre Musik, die Kompositionen nicht nur interessant und span-
nend, sondern intensiviert ihre energetischen Live-Performances. Auch für 
die lokale Szene – nicht zuletzt für die Sichtbarmachung von Frauen in der 
Musik – spielen Umme Block etwa in zahlreichen Kollaborationen mit lo-
kalen Künstler*innen aus den Bereichen Musik, Videoproduktion, Ton- und 
Lichtdesign eine wichtige Rolle.“
„Seit dem Jahr 2000 bereichert Klaus-Peter Werani das Musikleben in 
München. In vielfältiger Weise ist er hier – neben seiner Verpflichtung als 
Bratscher beim Symphonieorchester der Bayerischen Rundfunks – in der 
Neuen Musik Szene engagiert und tritt als wichtige Schlüsselfigur in Ak-
tion. Als Interpret, Solist und Komponist tritt KP Werani, wie er sich selbst 
nennt, in vielen Ensembles der Neuen Musik in Erscheinung. Eigene 
Projekte, wie das TrioCoriolis und das DUO2KW, sind seit Jahren fester 
Bestandteil der Szene. Und genau diese Szene der Neuen Musik in Mün-
chen ist es, die KP Werani ganz besonders am Herzen liegt.  Er entwickelt, 
vernetzt, vermittelt und veranstaltet. Die Vermittlung musikalischer Inhalte 
ist ihm ein großes Anliegen, das er sehr ernst nimmt und mit großer Ver-
antwortung verfolgt.“
Ausführliche Informationen zum Preis, zur Jury und Jurybegründungen un-
ter www.muenchen.de/kulturfoerderung unter „Preise“.

http://www.muenchen.de/kulturfoerderung
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Agnes Relle erhält den Übersetzungspreis der Stadt München
(16.4.2021) Der diesjährige Übersetzungspreis der Stadt München wird an 
Agnes Relle für ihre herausragende Bedeutung für die Übertragung und 
Vermittlung ungarischer literarischer Werke im deutschsprachigen Raum 
vergeben. Dies beschloss der Kulturausschuss des Stadtrats auf Empfeh-
lung einer Jury in seiner Sitzung am 15. April. Der Übersetzungspreis ist 
mit 10.000 Euro dotiert und wird alle drei Jahre vergeben. 
Die Begründung der Jury (Auszug)  
„Agnes Relle stammt aus einer ungarischen Familie, die 1956 nach 
Deutschland floh, dort wurde sie 1959 geboren. (…) Nach der Wende 
wurde sie zu einer der zentralen Vermittlerinnen ungarischer Literatur in 
Deutschland. (...) ,Bestiarium Hungariae´ erschien 1999 anlässlich des 
Gastlandauftrittes Ungarns auf der Frankfurter Buchmesse; 17 Jahre später 
folgte ,Von der unendlichen Ironie des Seins´ Ungarische Ungereimtheiten“. 
Im Vorwort zu dieser herausragenden Anthologie ungarischer Gegenwarts-
literatur zeichnet sie 2016 ein differenziertes Bild von der politischen Situa-
tion im Ungarn Viktor Orbáns, den großen Unterschieden zwischen Stadt 
und Land und der longue durée des Grabens zwischen Nationalisten und 
Liberalen, der auch ein Graben zwischen West- und Osteuropa ist. Nicht 
zuletzt zeigt sie, dass wir auf diese klugen und hellsichtigen Intellektuellen 
und Autor*innen aus Ungarn nicht verzichten können, um Europa heute zu 
verstehen. 
(…) Etwas von dem Schweben des Ungarischen bringt sie auch in die 
deutsche Sprache hinüber – die mal einfachen, mal gestaffelten, sich zu-
nehmend verdichtenden, sodann klangvoll ausschwingenden Satzgebilde 
in Imre Kertész‘ Roman ,Fiasko´ sind dafür ein Beispiel. Geradezu akro-
batische sprachliche und intellektuelle Gelenkigkeit beweist sie mit ihrer 
Übersetzung des hochreflektierten, die Unerzählbarkeit des Holocaust 
umkreisenden Romans ,Die schattige Hauptstraße´ von László Márton, 
während sie in den absichtsvoll unartistischen, am Mündlichen orientier-
ten Erzählungen und Prosaskizzen von Zsuzsa Selyem und Noémi Kiss zu 
einem nüchternen, spöttischen, manchmal fast aggressiven Ton findet. Bei 
den Novellen und Romanen von László Darvasi, Gergely Péterfy und Attila 
Bartis kam ihr der untrügliche Sinn für die Bildkraft und die rhythmische 
Prägnanz dieser ausgefeilten, dunklen Prosa zugute.(...)“
Weitere Informationen zum Preis und zur Jury unter www.muenchen.de/
literatur.

Online-Infoabend zum neuen Wohnviertel auf dem Lerchenauer Feld 
(16.4.2021) 1.600 Wohnungen, ein Schulcampus, viel Grün, ein eigenstän-
diger Charakter mit Rücksicht auf das nahe Feldmoching: Nach diesen 
Vorgaben soll auf dem Lerchenauer Feld im Münchner Norden ein neues 

http://www.muenchen.de/literatur
http://www.muenchen.de/literatur
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Wohnviertel entstehen. Zwischen Lerchenauer Straße und Lerchenstraße, 
im Norden begrenzt von der Ponkratzstraße, schreiten die Planungen voran 
– inzwischen liegt ein überarbeitetes städtebauliches und landschaftspla-
nerisches Konzept vor. Am Dienstag, 20. April, 19 Uhr, stellt das Referat für 
Stadtplanung und Bauordnung zusammen mit Vertreter*innen des 
Bezirkssausschusses 24, Feldmoching-Hasenbergl, den aktuellen Pla-
nungsstand sowie die weiteren Verfahrensschritte bei einem Info-Abend 
vor, zu dem interessierte Münchner*innen herzlich eingeladen sind. Die 
Teilnahme ist ab 19 Uhr über einen Livestream auf der zentralen Betei-
ligungsplattform des Referats für Stadtplanung und Bauordnung www.
muenchen-mitdenken.de möglich. Während der digitalen Veranstaltung, zu 
der keine Voranmeldung notwendig ist, können Fragen und Anmerkungen 
direkt an die Expert*innen aus dem Referat für Stadtplanung und Bauord-
nung sowie Vertreter*innen des Bezirksausschusses gerichtet werden.
Das neue Stadtquartier fügt sich in die Umgebung ein: durch eine mo-
derate Höhe der Häuser sowie durch eine Blockrandbebauung mit gut 
proportionierten Wohnhöfen. Dazwischen befinden sich, neben einem 
großzügigen Grünzug in Nord-Süd-Richtung, mehrere im Quartier verteilte 
Plätze. Im Südosten schließt der neue Schul- und Sportcampus mit Grund-
schule und Gymnasium an die bestehende Vereinssportanlage an. Für 
das Gebiet ist ein umfangreiches Mobilitätskonzept vorgesehen, welches 
einen weitgehenden Verzicht auf die Nutzung von Autos ermöglicht und 
den öffentlichen Nahverkehr sowie den Fuß- und Radverkehr stärkt. Neben 
dem Schul- und Sportcampus soll es Geschäfte für den täglichen Bedarf, 
Kindertagesstätten, ein Jugendzentrum, ein Pflegeheim, ein Flexiheim, ein 
Familienzentrum und einen Nachbarschaftstreff geben. Das fast 24 Hektar 
große Gebiet, das derzeit vorwiegend landwirtschaftlich genutzt wird, be-
findet sich knapp zur Hälfte im Eigentum der Stadt München, die übrigen 
Flächen sind im Eigentum der privaten Wohn Park Lerchenauer Feld GmbH 
& Co KG. 
Das städtebauliche und landschaftsplanerische Konzept für die neue Be-
bauung beruht auf dem Ergebnis des städtebaulichen und landschaftspla-
nerischen Wettbewerbs, den Amman Albers Stadtwerke, Zürich, gemein-
sam mit BEM Landschaftsarchitekten/Stadtplaner, München, im Herbst 
2019 für sich entscheiden konnte. Bereits zum Wettbewerbsverfahren wur-
den Bürger*innen im Rahmen öffentlicher Dialoge miteinbezogen.

AWM-Workshop zu Zero Waste: Teilnehmer*innen gesucht
(16.4.2021) München will Zero Waste City werden, das heißt eine Stadt, 
die möglichst wenig, im Idealfall sogar keinen Müll produziert. Diesen Ent-
schluss hat der Kommunalausschuss des Stadtrats am 2. Juli gefällt. Der 
Abfallwirtschaftsbetrieb München (AWM) wird darin zusammen mit einer 
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wissenschaftlichen Begleitung beauftragt, erste Schritte zur Implementie-
rung eines Zero-Waste-Konzepts zu erarbeiten.
Kristina Frank, Kommunalreferentin und 1. Werkleiterin des AWM:
„Abfälle zu vermeiden, hat viele Vorteile: Ressourcen werden geschont, 
die Umwelt geschützt und auch die Wirtschaft profitiert – nicht nur in Form 
von Kosteneinsparungen.“
Vor diesem Hintergrund führen der AWM und das Beratungskonsortium 
um das Wuppertalinstitut am Dienstag, 20. April, von 9 bis 13 Uhr, einen 
Workshop zum Thema „Abfallvermeidung und Kreislaufwirtschaft im kom-
munalen Einflussbereich“ durch. Aufgrund der aktuellen Situation findet 
der Workshop online statt. 
Der AWM sucht noch engagierte Bürger*innen, die daran interessiert sind, 
am Workshop teilzunehmen. Der Aufruf richtet sich insbesondere an Per-
sonen, denen die Lokalpolitik und die kommunale Verwaltung am Herzen 
liegen.
Im Workshop sollen gemeinsam kreative und praxistaugliche Lösungen 
diskutiert und erarbeitet werden, die dazu beitragen, die Abfallmenge im 
Einflussbereich der Kommune deutlich zu reduzieren. Diese können von 
der Einsparung von Papier bis hin zu gezielten Förderprogrammen reichen. 
Dabei ist auch interessant, was die Teilnehmer*innen bereits heute in ih-
rem jeweiligen Einflussbereich tun, um Abfälle zu vermeiden und wo die 
Knackpunkte bei der Umsetzung liegen.
Die Ergebnisse des Workshops werden in den Maßnahmenkatalog des 
Zero-Waste-Konzeptes der Stadt München einfließen, auf dessen Basis die 
späteren Maßnahmen zur Abfallvermeidung umgesetzt werden. 
Anmeldung unter www.awm-muenchen.de/zerowastecity.

Öffentliche Stadtrats-Sitzungen der kommenden Woche

Dienstag, 20. April
		  14.00 Uhr	 Ausschuss für Klima- und Umweltschutz –
			   Großer Sitzungssaal

Mittwoch, 21. April
		  13.30 Uhr	 Verwaltungs- und Personalausschuss – 
			   Großer Sitzungssaal
		  15.30 Uhr	 IT-Ausschuss – Großer Sitzungssaal

Donnerstag, 22. April
		  9.30 Uhr	 Sozialausschuss – Altes Rathaus, Marienplatz 15
		  14.00 Uhr	 Gesundheitsausschuss – Großer Sitzungssaal

http://www.awm-muenchen.de/zerowastecity
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Theresienstraße (Maxvorstadt)
Der Stadtrat hat am 24. März 2021 das Baureferat beauftragt, Radfahr-
streifen in der Theresienstraße mit einer Weißmarkierung umzusetzen.
Bei der Theresienstraße wird im Vorfeld der Fahrbahnbelag in drei Bau-
abschnitten saniert, um Straßenschäden wie z.B. Schlaglöcher, Risse 
und Spurrinnen zu beseitigen. 
Vom 19. April bis 28. April 2021 ist die Theresienstraße in den ers-
ten zwei Bauabschnitten abschnittsweise zwischen Luisenstraße und 
Schleißheimer Straße für den Autoverkehr gesperrt.
Vom 3. bis 10. Mai 2021 ist die Theresienstraße im dritten Bauabschnitt 
jeweils werktags von 20 bis 5.30 Uhr zwischen Arcisstraße und Lui-
senstraße für den Autoverkehr gesperrt, tagsüber verbleibt eine Fahr-
spur neben der Baustelle. 
Der Autoverkehr wird über das bestehende umliegende Straßennetz 
abgeleitet. 
Im Mai 2021 erfolgt dann im direkten Anschluss an die Straßenbau-
arbeiten die Markierung, wodurch es zeitweise zu Einschränkungen für 
den Autoverkehr kommen kann. Regen oder eine zu niedrige Tempera-
tur können diese Arbeiten verzögern.

Elisenstraße (Maxvorstadt) – Witterungsbedingte Terminverschie-
bung vom 12. auf den 19. April 2021
Der Stadtrat hat am 24. März 2021 das Baureferat beauftragt, Radfahr-
streifen in der Elisenstraße mit einer Weißmarkierung umzusetzen.
Bei der Elisenstraße wird im Vorfeld der Fahrbahnbelag saniert, um Stra-
ßenschäden wie z.B. Schlaglöcher, Risse und Spurrinnen zu beseitigen. 
Am Montag, 19. April 2021, beginnen die Arbeiten in der Elisenstraße 
zwischen Lenbachplatz und Dachauer Straße. Bis zum 24. April 2021 
wird dieser Straßenabschnitt nachts zwischen 20 Uhr und 6 Uhr 

Baustellenaktuell

Informationen zu laufenden Baumaßnahmen mit Verkehrseinschränkungen finden Sie im Internet unter
www.muenchen.de/baustellen 
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gesperrt.  
Die Durchfahrt von der Sophienstraße auf den Lenbachplatz ist zeit-
weise nicht möglich. Der Autoverkehr wird über eine beschilderte Um-
leitungsstrecke geführt. 
Tagsüber steht dem Autoverkehr mindestens eine Fahrspur je Fahrtrich-
tung in der Elisenstraße zur Verfügung. 
Vom 26. April bis Ende Mai 2021 erfolgt dann die Markierung, wo-
durch es zeitweise zu Einschränkungen für den Autoverkehr kommen 
kann. Regen oder eine zu niedrige Temperatur können diese Arbeiten 
verzögern. 

Rosenheimer Straße (Haidhausen)
Der Stadtrat hat am 24. März 2021 das Baureferat beauftragt, Radfahr-
streifen in der Rosenheimer Straße mit einer Weißmarkierung umzuset-
zen. 
Das Baureferat richtet zwischen Rosenheimer Platz und Orleansstraße 
auf der stadtein- und auswärtigen Fahrbahnseite der Rosenheimer 
Straße Radfahrstreifen ein. 
Am Montag, 19. April 2021, beginnen die Markierungsarbeiten und 
sind für circa drei Wochen angesetzt. Dem Autoverkehr steht in der 
Rosenheimer Straße eine Fahrspur je Fahrtrichtung zur Verfügung, die 
Abbiegemöglichkeiten in den Kreuzungsbereichen mit der Metzstraße, 
Pariser Straße, Bazeillestraße und mit der Orleansstraße sind einge-
schränkt. Regen oder eine zu niedrige Temperatur können diese Arbei-
ten verzögern.

Balanstraße (Haidhausen – Ramersdorf) 
Die Stadtwerke verlegen in mehreren Bauabschnitten bis Ende 2021 
in der Balanstraße und St.-Martin-Straße Fernwärme-, Gas- und 110 kV 
Leitungen. 
Vom 19. April bis Mitte September 2021 ist in der ersten Bauphase 
die Balanstraße zwischen St.-Martin-Straße und der Orleansstraße für 
den Autoverkehr in Fahrtrichtung Nord einbahngeregelt.  
Eine Ableitung wird über das bestehende Straßennetz eingerichtet.

Informationen zu laufenden Baumaßnahmen mit Verkehrseinschränkungen finden Sie im Internet unter
www.muenchen.de/baustellen 
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Antworten auf Stadtratsanfragen
Freitag, 16. April 2021

Das Ruffinihaus in Teilen dauerhaft kreativ machen
Antrag Stadträtinnen Beatrix Burkhardt und Ulrike Grimm (CSU-Fraktion)
vom 9.10.2020

Truderinger Acker – Woran scheiterte 2014 der Erwerb durch die Stadt?
Anfrage Stadtrats-Mitglieder Marie Burneleit, Stefan Jagel, Thomas Lech-
ner und Brigitte Wolf (DIE LINKE. / Die PARTEI Stadtratsfraktion) vom 
3.11.2020

Chaos bei der Ausländerbehörde im KVR
Anfrage Stadtrats-Mitglieder Professor Dr. Jörg Hoffmann, Gabriele Neff, 
Richard Progl und Fritz Roth (FDP BAYERNPARTEI Stadtratsfraktion)
vom 11.2.2021
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Das Ruffinihaus in Teilen dauerhaft kreativ machen
Antrag Stadträtinnen Beatrix Burkhardt und Ulrike Grimm (CSU-Fraktion)
vom 9.10.2020

Antwort Kommunalreferentin Kristina Frank:

Mit Ihrem Antrag fordern Sie die Landeshauptstadt München auf, „dass 
die befristete Nutzung der Räume im 1. Obergeschoss  im Ruffinihaus 
aufgehoben wird und in eine dauerhafte Nutzung durch die Münchner Kre-
ativ-Szene umzuwandeln ist.“

Nach § 60 Abs. 9 GeschO dürfen sich Anträge ehrenamtlicher Stadtratsmit-
glieder nur auf Gegenstände beziehen, für deren Erledigung der Stadtrat 
zuständig ist. Der Inhalt Ihres Antrages betrifft jedoch eine „laufende“ An-
gelegenheit, deren Besorgung nach Art. 37 Abs. 1 GO und § 22 GeschO 
dem Oberbürgermeister obliegt. Die Behandlung Ihres Antrages erfolgt 
daher mit diesem Schreiben.

Wie mit Schreiben vom 18.6.2020 mitgeteilt, war die Zwischennutzung 
zunächst für zwei Jahre (Dezember 2020 bis November 2022) vorgesehen. 
Die Zwischennutzung RUFFINIHAUS – Creative Hub läuft seit 1. Dezember 
2020. 

Es bestand trotz der Einschränkungen durch die Corona-Pandemie eine 
hohe Nachfrage, an dem Projekt teilzunehmen, sodass sofort eine Vollbele-
gung realisiert werden konnte.

Dies belegt den Bedarf – insbesondere in der Kreativszene – in geeigneten 
Räumen in Austausch mit anderen Unternehmen und Akteuren zu kom-
men, neue Ideen und Geschäftsmodelle zu entwickeln und auszuprobie-
ren, wie tragfähig und innovativ diese sind. Das Ruffinihaus bietet dafür 
hervorragende Voraussetzungen (kleinteilige Büro-Räume, Workshopraum, 
Besprechungsräume, zentrale Lage etc.).
Orte wie das RUFFINIHAUS – Creative Hub können in Zukunft ein Bau-
stein für die Neuerfindung von Innenstädten sein. Es sprechen somit 
gute Gründe für eine Verstetigung der kultur- und kreativwirtschaftlichen 
Nutzung im Ruffinihaus. Auf Grund geplanter Nachverdichtungskonzepte 
in den städtischen Verwaltungsgebäuden und den Bau von zukunftsorien-
tierten Verwaltungsstandorten nach den flächeneffizienten Konzepten der 
Neuen Office-Welten München (NOW-M), können diese Räume im Mo-
ment der kultur- und kreativwirtschaftlichen Nutzung zur Verfügung gestellt 
werden. Daher ist aus heutiger Sicht eine längerfristige Nutzung des 1. OG 
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im Ruffinihaus als Creative Hub über den anfänglich gedachten Interims-
zeitraum von 2 Jahren hinaus möglich.

Um Kenntnisnahme der vorstehenden Ausführungen wird gebeten. Wir 
gehen davon aus, dass die Angelegenheit damit abgeschlossen ist.
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Truderinger Acker – Woran scheiterte 2014 der Erwerb durch die Stadt?
Anfrage Stadtrats-Mitglieder Marie Burneleit, Stefan Jagel, Thomas Lech-
ner und Brigitte Wolf (DIE LINKE. / Die PARTEI Stadtratsfraktion) vom 
3.11.2020

Antwort Kommunalreferentin Kristina Frank:

In Ihrer Anfrage teilten Sie uns verschiedene Fragestellungen mit, woran 
ein Erwerb des „Truderinger Ackers“ 2014 durch die Stadt scheiterte.

Zunächst möchten wir uns für die gewährten Fristverlängerungen bedan-
ken.

Sie bitten in diesem Zusammenhang um die Beantwortung der folgenden 
Fragen:

Frage 1:
2014 hatte der Bezirksausschuss Berg am Laim beantragt, den Truderinger 
Acker zu kaufen. Dies scheiterte laut Antwort aus dem Jahr 2017 an „un-
terschiedlichen Preisvorstellungen“. Wie hoch war 2014 der Bodenrichtwert 
für den Truderinger Acker? In welcher Größenordnung lagen die Preisvor-
stellungen der Eigentümer*innen? Wie hoch wird der Bodenrichtwert des 
Truderinger Ackers nach Schaffung des Baurechts voraussichtlich sein?

Antwort:
Bereits Mitte 2012/Anfang 2013 verhandelte das Kommunalreferat (KR) mit 
den Eigentümer*innen über den Erwerb einer Teilfläche aus dem Grund-
stück Flst. 424 der Gemarkung Berg am Laim, die für die Freilegung und 
den naturnahen Ausbau des Hachinger Baches benötigt wurde. Im Zuge 
der Verhandlungen wurde vom städtischen Bewertungsamt (BewA) ein Be-
wertungsgutachten erstellt. Bei den für den Erwerb vorgesehenen Flächen 
im südlichen Bereich des Grundstückes entlang des Bahndammes han-
delte es sich nach Einschätzung des BewA um Bauerwartungsland unterer 
Stufe. Für dieses hat das BewA einen Wert von 70 EUR/m² mitgeteilt. Die 
Flächen entlang der Roßsteinstraße wurden als Bauerwartungsland oberer 
Stufe mit einem Wert von 200 EUR/m² eingestuft. Für die restliche Fläche 
wurde keine Bewertung durchgeführt, da hierfür zunächst keine Erwerbs-
absichten bestanden. 

Da mittlerweile die Durchführung eines Bebauungsplanverfahrens für das 
gesamte Areal beabsichtigt war, verwiesen die Eigentümer*innen wegen 
der Bachflächen auf das Baulandmodell der Sozialgerechten Bodennutzung 
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(SoBoN) und boten an, die Abtretung im Städtebaulichen Vertrag zu regeln. 
Die Kaufverhandlungen für die Bachflächen wurden deshalb vorerst zurück-
gestellt.

Der Antrag des Bezirksausschusses des 14. Stadtbezirkes vom 25.9.2014 
(Antrag Nr. 14-20/B 00464), das gesamte Areal zu erwerben, wurde zum 
Anlass genommen, mit den Grundstückseigentümer*innen nochmals Kon-
takt aufzunehmen und die Erwerbsmöglichkeiten der Landeshauptstadt 
München an der gesamten Fläche abzufragen. In den folgenden Gesprä-
chen stellte sich jedoch schnell heraus, dass sowohl im Hinblick auf den 
Kaufpreis als auch für eine von den Verkäufer*innen gewünschte partielle 
Rückkaufoption von realisierten Wohnungen keine Einigung möglich war. 
Details der Verhandlungen können aus datenschutzrechtlichen Gründen 
nicht geschildert werden. 

Zur Frage nach dem Bodenrichtwert kann mitgeteilt werden, dass dieser 
zum Stichtag 31.12.2014 150 EUR/m² betrug. Zum Stichtag 31.12.2018 ist 
der Bodenrichtwert in der Bodenrichtwertkarte ohne Wert dargestellt. Der 
Bodenrichtwert zum 31.12.2020 ist weder abgeleitet, noch veröffentlicht 
und kann deswegen auch nicht vorab mitgeteilt werden.

Frage 2:
Warum griff die Stadtverwaltung für den Erwerb nicht auf das Allgemeine 
Vorkaufsrecht (§ 24 Baugesetzbuch (BauGB)) zurück? Dort heißt es in (1) 
5: „Der Gemeinde steht ein Vorkaufsrecht zu beim Kauf von Grundstücken 
im Geltungsbereich eines Flächennutzungsplans, soweit es sich um un-
bebaute Flächen im Außenbereich handelt, für die nach dem Flächennut-
zungsplan eine Nutzung als Wohnbaufläche oder Wohngebiet dargestellt 
ist.

Antwort:
Ein Vorkaufsrecht kann – bei Vorliegen der gesetzlichen Voraussetzungen 
– nur dann ausgeübt werden, wenn der bzw. die Grundstückseigentü-
mer*in das Grundstück an einen Dritten verkauft. Erwerbsverhandlungen 
bzw. – absichten der öffentlichen Hand können keinen Vorkaufrechtsfall 
begründen. Der Verwaltung liegen keine Informationen hinsichtlich eines 
Verkaufs der Flächen an einen Dritten im Jahr 2014 vor. Im Übrigen liegt 
das Grundstück nur teilweise im Umgriff der Darstellung Allgemeines 
Wohngebiet des Flächennutzungsplans, ansonsten sind die Flächen als All-
gemeine Grünfläche bzw. Sportflächen dargestellt. Daher wären bei einem 
Vorkaufsrechtsfall die Voraussetzungen des § 24 Abs. 1 Satz Nr. 5 BauGB 
nur teilweise erfüllt.
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Frage 3:
Unter welchen Bedingungen kann das Vorkaufsrecht nach § 24 BauGB zum 
Tragen kommen?

Antwort:
Das gesetzliche Vorkaufsrecht nach § 24 BauGB kommt zum Tragen, wenn 
ein wirksamer Kaufvertrag über ein Grundstück zwischen Dritten geschlos-
sen wurde, die weiteren Voraussetzungen der einzelnen Vorkaufsrechtstat-
bestände einschlägig sind, kein gesetzlicher Ausschlussgrund (z.B. Verkauf 
von Wohnungseigentum oder Erbbaurechten) erfüllt ist und das Wohl der 
Allgemeinheit die Ausübung rechtfertigt (vgl. § 24 Abs. 3 BauGB). Im Falle 
des Vorkaufsrechtstatbestands des § 24 Abs. 1 Satz 1 Nr. 5 BauGB muss 
das im planrechtlichen Außenbereich liegende Grundstück unbebaut sein 
und der Flächennutzungsplan eine Nutzung als Wohnbaufläche oder als 
Wohngebiet darstellen. Dies ist – wie oben bereits ausgeführt – beim Tru-
deringer Acker nur hinsichtlich einer Teilfläche der Fall.

Frage 4:
Wurde auch eine Enteignung lt. Baugesetzbuch geprüft? Dort heißt es in 
§ 85 Enteignungszweck: (1) 2: „Nach diesem Gesetzbuch kann nur ent-
eignet werden, um unbebaute oder geringfügig bebaute Grundstücke, die 
nicht im Bereich eines Bebauungsplans, aber innerhalb im Zusammenhang 
bebauter Ortsteile liegen, insbesondere zur Schließung von Baulücken, 
entsprechend den baurechtlichen Vorschriften zu nutzen oder einer bauli-
chen Nutzung zuzuführen.“ Unter welchen Umständen kann auf eine Ent-
eignung zurückgegriffen werden?

Antwort:
Eine sogenannte „planakzessorische“ Enteignung (§ 85 Abs. 1 Nr. 1 
BauGB) setzt voraus, dass das Grundstück im Umgriff eines Bebauungs-
planes liegt. Diese Voraussetzung ist hier nicht gegeben, da für die Flächen 
im Jahr 2014 noch kein Bebauungsplan aufgestellt war und damit keine 
planerischen Festsetzungen bestanden. 

Auch die sonstigen, in § 85 Abs. 1 Nr. 2 bis Nr. 5 BauGB genannten Voraus-
setzungen, unter denen die Enteignung von Flächen Privater möglich sein 
kann, liegen für das Areal des „Truderinger Ackers“ nicht vor. Insbesondere 
sind die Voraussetzungen des in der Anfrage angesprochenen 
§ 85 Abs. 1 Nr. 2 BauGB nicht erfüllt. Der Begriff des „im Zusammenhang 
bebauten Ortsteils“ ist deckungsgleich mit dem in § 34 Abs. 1 Satz 1 
BauGB verwendeten Begriff, mit dem der sog. unbeplante Innenbereich 
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definiert wird. Auch wenn das Areal des „Truderinger Ackers“ innerhalb 
des städtischen Siedlungsgebiets liegt, ist es aufgrund seiner Größe nicht 
Teil des unbeplanten Innenbereichs, sondern stellt einen Fall des sog. „Au-
ßenbereichs im Innenbereich“ dar. Dieser bedarf einer gesonderten bau-
planerischen Ordnung, wie durch den zur Billigung beschlossenen Bebau-
ungsplan Nr. 2127 (A) dokumentiert wird. Insoweit kann für das Areal auch 
keine Enteignungsmöglichkeit nach § 85 Abs. 1 Nr. 2 BauGB angenommen 
werden.

Frage 5:
Laut Zeitungsberichten möchte die GEWOFAG etwa 200 geförderte Woh-
nungen erwerben, die am „Truderinger Acker“ entstehen sollen. Welcher 
Bodenpreis wird diesem geplanten Ankauf zugrunde gelegt?

Antwort:
Die GEWOFAG teilt mit, die zugrundeliegenden Bodenwerte entwachsen 
der SoBoN-Berechnung der Landeshauptstadt München. Zur Höhe der Bo-
denrichtwerte vgl. bereits Frage 1.

Frage 6:
Wird der geplante Wohnungserwerb preisgünstiger ausfallen als ein 
Grundstückskauf im Jahr 2014 mitsamt eigenständiger Bebauung durch die 
GEWOFAG?

Antwort:
Die GEWOFAG teilt mit, dass ein wirtschaftlicher Vergleich, der in die Ver-
gangenheit reicht, schwierig sei. Wohl lagen die Grundstückspreise 2014 
unter dem heutigen Niveau, allerdings unterlagen diese zwischenzeitlich 
auch allgemeinen Preissteigerungen. Zudem seien die damaligen Förder- 
und Finanzierungsmöglichkeiten nicht vergleichbar, da das Zinsniveau in 
2014 bedeutend höher lag als heute.
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Chaos bei der Ausländerbehörde im KVR
Anfrage Stadtrats-Mitglieder Professor Dr. Jörg Hoffmann, Gabriele Neff, 
Richard Progl und Fritz Roth (FDP BAYERNPARTEI Stadtratsfraktion)
vom 11.2.2021

Antwort Kreisverwaltungsreferent Dr. Thomas Böhle:

In Ihrer Anfrage vom 11.2.2021 führen Sie Folgendes aus:
„Der Artikel ‚Eines der langsamsten Ämter Deutschlands‘ aus der Süd-
deutschen Zeitung vom 11.2.2021 berichtet über katastrophale Zustände 
bei der Ausländerbehörde im KVR. Schreiben würden demnach über Mo-
nate hinweg ignoriert, Anfragen per Telefon nicht beantwortet und Schlan-
gen verzweifelter Menschen sind bereits in den frühen Morgenstunden vor 
der Ruppertstraße 19 zu beobachten. Diese Schlangen bilden sich laut Arti-
kel schon bei Nacht und Menschen warten – trotz Coronakrise – lange, bis 
sie überhaupt eine Information der Behörde bekommen. Dass München, 
die Weltstadt mit Herz, hier ihren Markenkern aufgrund von gnadenlosem 
Bürokratieversagen zu verlieren droht, ist nicht hinnehmbar.“

Zu Ihrer Anfrage vom 11. Februar 2021 nimmt das Kreisverwaltungsreferat 
im Auftrag des Herrn Oberbürgermeisters im Einzelnen wie folgt Stellung:

Frage1: 
Wie viele Mitarbeiter fehlen der Behörde und welche Bestrebungen wer-
den seitens des KVR verfolgt, um die Arbeit in der Ausländerbehörde at-
traktiver zu machen?

Antwort:
Ich gehe davon aus, dass sich Ihre Anfrage auf die Unterabteilungen der 
Ausländerbehörde UA 32 und UA 35 (u.A. zuständig für internationale 
Fachkräfte und Studenten) bezieht.

Stand 25.2.2021 waren bei KVR II/32 7,05 Vollzeitäquivalente (VZÄ) und bei 
KVR II/35 13,09 VZÄ mit der Funktionsbezeichnung „Sachbearbeiter Aus-
länderangelegenheiten“ in der 2. Qualifizierungsebene (2. QE) unbesetzt. 
Ein Teil der freien Stellen wird voraussichtlich ab Mai mit Prüfungsabgän-
ger*innen besetzt werden können.

Eine in Abstimmung mit dem Personal- und Organisationsreferat durchge-
führte Bemessung ergab in der 2. QE einen weiteren Stellenmehrbedarf 
für KVR II/32 von 16,75 VZÄ und für KVR II/35 von 5,71 VZÄ. Dieser wurde 
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wegen der haushalterischen Lage nicht im Eckdatenbeschluss für den 
Haushalt 2021 eingebracht. 

Die Ausländerbehörde gesamt verfügt aktuell über rund 445 VZÄ bzw. 388 
Beschäftigte (in VZÄ), auf die Unterabteilung 32 entfallen hiervon circa 140 
VZÄ und auf die Unterabteilung 35 etwa 76 VZÄ. 
Stellenzuschaltungen seit 2005 erfolgten in 15 Beschlüssen insbeson-
dere wegen neuer Aufgaben (z.B. Einführung des elektronischen Auf-
enthaltstitels, FEG), vom Stadtrat erwünschter Schwerpunktsetzungen 
(Service-Center für internationale Fach- und Führungskräfte), erhöhtem 
Kundenaufkommen (z.B. gestiegene Zahl an Asylbewerber*innen, Fami-
liennachzug) und vom Stadtrat erwünschter Verfahrensbeschleunigungen 
(z.B. im Bereich der Einbürgerung). Siehe im Einzelnen Beschlussliste in 
der Anlage „Übersicht Personalbeschlüsse ABH“.

Die Arbeit in der Ausländerbehörde ist eine der anspruchsvollsten Tätig-
keiten für städtische Mitarbeiter*innen der zweiten Qualifikationsebene. 
Seit 2020 erhalten die Mitarbeiter*innen in bestimmten Parteiverkehrsbe-
reichen, so auch die Sachbearbeiter*innen der Ausländerbehörde, zudem 
eine Arbeitsmarktzulage. Die wichtigste Maßnahme zur Steigerung der 
„Attraktivität“ der Dienststelle wäre eine baldmöglichste Besetzung der 
freien Stellen.
Weitere Maßnahmen zur Verbesserung der Arbeitssituation in der Auslän-
derbehörde sind bei der Beantwortung zu Frage 9 dargestellt.

Frage 2: 
Wie viele Anrufe bei der Ausländerbehörde können nicht beantwortet 
werden? Wie lange warten Anrufer durchschnittlich pro Anruf in der Warte-
schleife?

Antwort:
Die Zahl der nicht „beantworteten“ Anrufe hängt stark vom durchschnitt-
lichen Anrufaufkommen ab. So sahen sich die Mitarbeiter*innen des 
Servicetelefons der Ausländerbehörde infolge des Lockdowns (Stellenaus-
stattung: 6,7 VZÄ) im Mai 2020 112.355 und im Juni 2020 78.377 Anrufen 
gegenüber, die mit dem vorhandenen Personal nur zu einem Bruchteil 
angenommen werden konnten. Die Zahl der Anrufe hat sich zwischen-
zeitlich auf einem hohen Niveau eingependelt. Pro Monat gehen derzeit 
durchschnittlich 30.000 Anrufe bei der Ausländerbehörde ein. Über eine 
Menüauswahl können die Kund*innen zu häufig vorkommenden Fra-
gestellungen standardisierte Bandansagen ansteuern und erhalten auf 
diese Weise die notwendigen Informationen. Ein Großteil der Anrufenden 
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wünscht jedoch Informationen zu einem individuellen Anliegen und wählt 
die Option, eine Mitarbeiter*in des Servicetelefons zu sprechen. Bei den 
von den Servicetelefonmitarbeiter*innen angenommenen Anrufen betrug 
die durchschnittliche Wartezeit im Februar 2021 rund 3,5 Minuten. Anru-
fer*innen, deren Anrufe nicht angenommen werden können, werden per 
Bandansage gebeten, aufgrund des hohen Anrufaufkommens zu einem 
späteren Zeitpunkt noch einmal anzurufen.

Frage 3: 
Wie viele Fiktionsbescheinigungen sind ausgestellt worden und wie viele 
davon wurden in Visa umgewandelt? Wie viel Zeit ist dazwischen vergan-
gen?

Antwort:
Im Jahr 2020 wurden durch die Ausländerbehörde 55.056 Fiktionsbe-
scheinigungen ausgereicht. Mit diesen wird die Fortgeltung des legalen 
Aufenthaltsstatus bis zur endgültigen Entscheidung der Ausländerbehörde 
über den Antrag dokumentiert. Jede Fiktionsbescheinigung mündet grund-
sätzlich in die Erteilung eines Aufenthaltstitels oder in die Versagung des 
gleichen (Ablehnungsbescheid). 

Im Jahr 2020 wurden 52.413 Aufenthaltstitel erteilt. Das Delta zu den er-
teilten Fiktionsbescheinigungen erklärt sich aus den Ablehnungsbeschei-
den, von den Ausländer*innen nicht weiter betriebenen Verfahren bzw. An-
tragsrücknahmen, Verfahren, die erst im Jahr 2021 abgeschlossen werden 
konnten und den Fällen, in denen ein Verfahren während der Gültigkeits-
dauer einer Fiktionsbescheinigung nicht abgeschlossen werden konnte. In 
letztgenannten Fällen wurde – sofern erforderlich – eine Folge-Fiktionsbe-
scheinigung erteilt.

„Visa“ werden nicht von der Ausländerbehörde, sondern von den deut-
schen Auslandsvertretungen (Auswärtiges Amt) erteilt.

Welcher Zeitraum zwischen Antragstellung, Ausstellung einer Fiktionsbe-
scheinigung und rechtskräftiger Entscheidung vergeht, kann pauschal nicht 
angegeben werden, da dies je nach Einzelfall stark differiert und insbeson-
dere auch von der Mitwirkung der Antragssteller*innen und der Reaktions-
zeit zu beteiligender Behörden abhängt. 

Frage 4: 
Wie häufig haben Dokumente von Antragstellern zwischen Stellen des An-
trags und der Bearbeitung an Gültigkeit verloren?



Rathaus Umschau
16.4.2021, Seite 23

Antwort:
Die Frage kann mangels entsprechender Aufzeichnungen bei der Auslän-
derbehörde nicht beantwortet werden. Die Ausländerbehörde wirkt durch 
systematisches Anschreiben aller gemeldeten Ausländer*innen, deren 
Titel in den nächsten Monaten abläuft, auf eine rechtzeitige Antragstellung 
hin. Ohne eine entsprechende Aufforderung durch die Ausländerbehörde 
beantragen die Kund*innen die Verlängerung ihres Aufenthaltstitels leider 
oftmals erst kurz vor Ablauf ihres bisherigen Aufenthaltstitels bzw. kurz vor 
Ende ihres legalen Aufenthalts in Deutschland. In diesen Fällen kommt es 
dann nahezu immer zu einem Ablauf des alten Titels, bevor der neue Titel 
ausgereicht werden kann. In diesem Fall wird jedoch die erwähnte Fikti-
onsbescheinigung ausgegeben.

Frage 5: 
Wie viele Wissenschaftler und Fachkräfte hat die Stadt München aufgrund 
der Zustände bei der Ausländerbehörde verloren?

Antwort:
Der Ausländerbehörde liegen keine Erkenntnisse vor, ob und ggf. in wie 
vielen Fällen eine zu lange Verfahrensdauer zum Verlust einer Fachkraft 
oder einer Wissenschaftler*in geführt hat. Es sei angemerkt, dass für die 
Erteilung eines Ersttitels zur Einreise (Visum) das Auswärtige Amt zustän-
dig ist. Mit dem Visum kann in der Regel die Beschäftigung aufgenommen 
werden. Die Ausländerbehörde ist erst für die Verlängerung des Aufent-
haltstitels zuständig. Während der Bearbeitung des Verlängerungsantrags 
kann die Fachkraft bzw. die Wissenschaftler*in mit einer Fiktionsbescheini-
gung problemlos weiter arbeiten. Entscheidend ist, dass sich die Kund*in-
nen nach Einreise mit dem Antrag auf Verlängerung rechtzeitig bzw. bei 
einem geplanten Arbeitgeberwechsel schnellstmöglich an die Ausländer-
behörde wenden. 

Frage 6: 
Wie lange beträgt die durchschnittliche Wartezeit pro Person vor der Tür 
des KVR?

Antwort: 
Die durchschnittliche Wartezeit einer Person vor der Tür des Kreisverwal-
tungsreferates hängt maßgeblich davon ab, wann sich diese anstellt und 
kann daher nicht pauschal genannt werden.

Terminkund*innen werden 10-20 Minuten vor ihrem Termin ins Haus gelas-
sen und haben vor dem Haus keine Wartezeit.
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„Notfallkund*innen“ ohne Termin werden derzeit aus Infektionsschutz-
gründen nur jeweils in 10er Gruppen in das Gebäude gelassen. Notfälle 
sind klar definiert, die Definition ist unter nachstehendem Link einsehbar:
https://www.muenchen.de/rathaus/Stadtverwaltung/Kreisverwaltungsrefe-
rat/Auslaenderwesen/Aktuelles.html

Frage 7: 
Warum funktioniert das „Controlling zur systematischen Erfassung und 
Auswertung der geleisteten Arbeit“ nicht ausreichend um entsprechende 
Zahlen bekanntzugeben und entsprechende Planungssicherheit bei Betrof-
fenen zu schaffen?

Antwort:
Die Fragestellung bezüglich der „Planungssicherheit bei den Betroffenen“ 
ist unklar. 

Das Controlling der Ausländerbehörde erfasst die zur Steuerung der Be-
hörde notwendigen mit angemessenem Aufwand ermittelbaren Zahlen 
(z.B. durch Datenbankauswertungen).

Doch auch eine Auswertung aller zur Verfügung stehenden Daten kann nur 
eine Annäherung an das zu erwartende Kundenaufkommen darstellen. Die 
Nachfrage nach Dienstleistungen der Ausländerbehörde ist zu einem Groß-
teil geprägt durch nicht beeinflussbare gesellschaftliche, wirtschaftliche 
und gesetzgeberische Entwicklungen. Die Ausländerbehörde ist bemüht, 
jeden Antrag zeitnah zu bescheiden. Die Menge der monatlich zu bearbeit-
baren Fälle ist durch die personellen und logistischen Kapazitäten begrenzt.

Frage 8: 
Müssen Fachkräfte erst den Oberbürgermeister kontaktieren und Petitio-
nen in den Landtag einbringen, bevor sie damit rechnen können, dass ihre 
Anträge bearbeitet werden?

Antwort:
Nein. Der Ausländerbehörde ist es immer ein Anliegen, mit den vorhan-
denen personellen Kapazitäten alle eingehenden Anträge so zeitnah wie 
möglich zu bearbeiten.

Frage 9: 
Was hat der Kreisverwaltungsreferent bisher getan, um diese Missstände 
zu beheben?
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Antwort:
Sämtliche Prozesse wurden im Rahmen des Praktikablen und organisato-
risch Möglichen laufend auf Effizienz- und Effektivitätsgewinne hin geprüft. 
So wurden allein im Jahr 2020 mehr als 50 Einzelmaßnahmen festgestellt 
und zum allergrößten Teil auch umgesetzt. Zum Beispiel wurden 12 On-
line-Kontaktformulare für verschiedene Dienstleistungen geschaffen, so 
zum Beispiel um die Genehmigung für einen Arbeitgeberwechsel, eine 
Aufenthaltserlaubnis zu Studienzwecken, die Blaue Karte EU oder eine Nie-
derlassungserlaubnis zu beantragen: 

Selbstredend erhöht sich die Produktivität, wenn sich eine Vorsprache er-
übrigt. Ebenso wurden die Terminzeiten pro Kund*in reduziert, ein neues 
Einarbeitungskonzept erarbeitet, die Abwicklung von Notfallvorsprachen 
komplett überarbeitet, neue Regelungen für den Einsatz von Notfalletiket-
ten geschaffen, die Email-Sachbearbeitung reorganisiert, sowie bestimmte 
Dienstleistungen zentralisiert.
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Zur Verbesserung der Erreichbarkeit hat die Ausländerbehörde ihr Service-
telefon mit bis zu 10 Anwärter*innen aufgestockt, die jedoch nicht immer 
komplett – insbesondere während Kursphasen – anwesend sein können, 
und mittels eines technischen Ansage- und Auswahlsystems deutlich 
modernisiert. Bei hohem Anrufaufkommen können weitere Arbeitsplätze, 
welche technisch entsprechend aufgerüstet wurden, zugeschaltet werden. 
Allerdings fehlen diese Dienstkräfte dann in der Sachbearbeitung.

Den Sachbereich „Studenten, Internationale Fachkräfte und Werkverträge 
/Krankenbehandlungen“ habe ich aus einer sehr großen für allgemeine 
Aufenthalte zuständigen Unterabteilung ausgegliedert, um Entscheidungs- 
und Kommunikationswege sowie Reaktionszeiten zu verkürzen. 

Seit Mitte März können die Mitarbeiter*innen des Servicetelefons nach 
kurzer Prüfung des Falles für Kund*innen, die dringend eine Dienstleistung 
der Ausländerbehörde benötigen, direkt einen Termin beim Notfallschalter 
buchen. Diese müssen sich dann nicht mehr am Notfallservicepoint an-
stellen. Durch die Terminvergabe für den Notfallschalter wird das Kunden-
aufkommen auch besser über den Tag verteilt – damit werden die Warte-
schlangen, die sich unnötigerweise vor Öffnung der Dienststelle vor dem 
Gebäude bilden, vermindert. 

Primär während des Lockdowns zwischen März und Mai 2020 aufgelau-
fene Termine und Bearbeitungsrückstände werden kontinuierlich abgebaut. 
Dies ging und geht nur mit Hilfe des Einsatzes von Kolleg*innen aller Be-
reiche der Ausländerbehörde und der Leistung von Mehrarbeit. Viele Mitar-
beiter*innen sind zur Bearbeitung von Arbeitspaketen auch am Samstag in 
die Dienststelle gekommen. 

Frage 10: 
Was gedenkt der Oberbürgermeister zu tun, um für Fachkräfte akzeptable 
Bedingungen zu schaffen?

Antwort:
Der Oberbürgermeister hat den Kreisverwaltungsreferenten in seinem 
Schreiben vom 16.2.2021 um Mitteilung gebeten, welche Maßnahmen 
er derzeit ergreife, um die Situation zu verbessern und mit welchen Maß-
nahmen er – unter Berücksichtigung der aktuellen haushalterischen Lage 
– künftig eine Verbesserung der Situation vor Ort erreichen wolle. Insoweit 
darf ich auf meine Antwort zu Frage 9 verweisen.
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Frage 11: 
Wie verantwortet der Oberbürgermeister die menschenunwürdige Be-
handlung der Münchnerinnen und Münchner, die für vorgeschriebene Do-
kumente stundenlang nachts in der Kälte Schlange stehen müssen?

Antwort:
Niemand ist „gezwungen stundenlang nachts in der Kälte Schlange“ zu 
stehen. Das war auch in 2020 nie der Fall. Nur 30% der Kund*innen, die 
täglich am Notfallschalter vorsprechen, sind auch Kund*innen mit einem 
dringenden, eilbedürftigen Anliegen. Grundsätzlich wird jeder Kunde, der 
einen Notfall vorträgt, am selben Tag bedient, ohne dass er sich hierfür 
„nachts anstellen müsste“. 

Um Kenntnisnahme von den vorstehenden Ausführungen wird gebeten. 
Ich gehe davon aus, dass die Angelegenheit damit abgeschlossen ist.

Die Anlage zur Antwort kann abgerufen werden unter:
https://www.ris-muenchen.de/RII/RII/ris_antrag_dokumente.jsp?ri-
sid=6470962
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München erstellt einen Aktionsplan gegen Antisemitismus 
Antrag Stadtrats-Mitglieder Nimet Gökmenoglu, Dominik Krause,  
Gudrun Lux, Marion Lüttig, Thomas Niederbühl, Angelika Pilz- 
Strasser (Fraktion Die Grünen – Rosa Liste) und Roland Hefter,  
Cumali Naz, Lena Odell, Klaus Peter Rupp, Christian Vorländer,  
Micky Wenngatz (SPD/Volt-Fraktion) 

 
Sanierung der Wassernetze in Kleingartenanlagen: Bedarfsge- 
rechte Errichtung von Wasserentnahmestellen ermöglichen 
Antrag Stadträte Fabian Ewald und Jens Luther (CSU-Fraktion) 
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Oberbürgermeister
Dieter Reiter
Rathaus

     
16.04.2021

München erstellt einen Aktionsplan gegen Antisemitismus

Antrag

Die Fachstelle für Demokratie erarbeitet in engem Austausch mit den jüdischen 
Gemeinden einen Aktionsplan gegen Antisemitismus für die Landeshauptstadt München.

Begründung:

München hat – nicht nur aufgrund seiner historischen Rolle als „Hauptstadt der 
Bewegung“ im Nationalsozialismus – eine besondere Verantwortung, wenn es um die 
Bekämpfung von Antisemitismus geht. Gerade hier muss klar und deutlich gegen 
Antisemitismus in all seinen Erscheinungsformen vorgegangen werden.

Das Jahr 2020 hat uns – gerade auch, was das Thema Antisemitismus betrifft – vor neue 
Herausforderungen gestellt. Das weitere Aufleben antisemitischer Welt- und Feindbilder im 
Zuge der Corona-Pandemie erinnert in erschreckender Weise an antisemitische 
Konjunkturen im Kontext historischer Krisen- und Seuchenzeiten. Ganz offensichtlich 
stellen antisemitische Verschwörungsmythen und Schuldzuweisungen – gerade auch 
aktuell – ein verbindendes Element zwischen verschiedenen demokratie- und 
menschenfeindlichen Akteuren und Milieus dar.

Angesichts dieser Entwicklung ist es geboten, dass die Landeshauptstadt München ihre 
Aktivitäten gegen Antisemitismus strukturiert, bündelt und gezielt verstärkt.

Dazu soll ein Aktionsplan gegen Antisemitismus vorgelegt werden. Dieser soll im engen 
Austausch mit den jüdischen Gemeinden und Einrichtungen in München sowie 
zivilgesellschaftlichen Organisationen, die gegen Antisemitismus arbeiten, entwickelt 



werden. In diesen Aktionsplan sollen sowohl Initiativen und Maßnahmen der Verwaltung 
gegen Antisemitismus einfließen, als auch Erkenntnisse, die aus der intensiven 
Auseinandersetzung mit bundesweit bereits vorhandenen und erprobten Maßnahmen und 
Aktionsplänen gegen Antisemitismus (u.a. Bund, Berlin, Thüringen etc. ) resultieren.

Mit der Erstellung des Aktionsplans wird die Fachstelle für Demokratie beauftragt, die das 
Thema bereits seit Jahren intensiv – öffentlichkeitswirksam, aber auch in die Verwaltung 
hineinwirkend - bearbeitet. So war die Fachstelle u.a. maßgeblich an der Erarbeitung der 
Beschlussvorlage „Gegen jeden Antisemitismus!“ von 2017 und an der Organisation der 
Kundgebung „Zusammenstehen gegen Antisemitismus“ im Juni 2018 beteiligt. Darüber 
hinaus berät sie beispielsweise Schulen, verschiedene Verwaltungseinheiten sowie 
städtische Eigenbetriebe und Beteiligungsgesellschaften in der Auseinandersetzung mit 
dem Thema Antisemitismus – z.B. auch bei konkreten Vorfällen.  Zudem steht die 
Fachstelle regelmäßig im engen und vertrauensvollen Austausch mit den jüdischen 
Gemeinden und Einrichtungen in München, ebenso wie mit den 
Antisemitismusbeauftragten des Bundes, des Freistaates Bayern und verschiedener 
anderer Bundesländer sowie mit Antisemitismusbeauftragten in verschiedenen anderen 
Institutionen, wie der Staatsanwaltschaft München I.  

Fraktion Die Grünen – Rosa Liste Fraktion SPD/Volt
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Micky Wenngatz
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Sanierung der Wassernetze in Kleingartenanlagen: Bedarfsgerechte 
Errichtung von Wasserentnahmestellen ermöglichen 
 
Das Baureferat überarbeitet in Abstimmung mit den Stadtwerken München das Konzept für die 
Sanierung der privaten Trinkwassernetze in den Münchner Kleingartenanlagen dahingehend, 
dass es Kleingärtnern wieder möglich wird, die Entnahmestelle in ihrer Gartenparzelle weiter 
als 1,50 Meter entfernt von der Verteilleitung errichten zu lassen. Die zusätzlichen Kosten für 
die Ausschachtung und die Verlegung der Wasserleitung durch die eingesetzte Fachfirma sind 
in diesem Fall durch die Kleingärtner zu übernehmen. 
 

Begründung 

 
Die aktuelle Regelung führt dazu, dass zahlreiche Kleingärtner bei der Sanierung der privaten 
Trinkwassernetze in ihren Anlagen die Entnahmestellen inklusive erforderlicher Wasserschöpf-
becken nicht weiter nutzen können und deutlich näher an die Verteilleitung verlegen müssen. 
Dies ist mit einem erheblichen Aufwand für die Kleingärtner verbunden, da die neuen Entnah-
mestellen nun teilweise mitten in bestehenden Beeten angelegt werden soll. Eine bedarfsge-
rechte, zentrale Situierung der Wasserentnahmestelle gemäß den Gegebenheiten in den jewei-
ligen Gartenparzellen wird damit unmöglich gemacht. 
Es ist nicht nachvollziehbar, dass es Kleingärtnern nicht optional gestattet wird, auf eigene Kos-
ten die Entnahmestelle weiter in ihre Gärten hinein verlegen zu lassen. Ein temporär ange-
schlossener, oberirdisch verlaufender Wasserschlauch – wie vom Baureferat vorgeschlagen – 
kann eine fachgerecht verlegte Trinkwasserleitung mit individuell situierter Entnahmestelle 
nicht ersetzen. Insbesondere die Nutzung ressourcenschonender, sensorgesteuerter Bewässe-
rungssysteme wird dadurch deutlich erschwert. 
 
 
Jens Luther      Fabian Ewald 
Stadtrat      Stadtrat 
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Meine GWG – das Mieterportal der GWG 
München geht in die Pilotphase  
Mit dem Mieterportal wird unsere faire und soziale 
Mieterbetreuung nun um eine digitale Komponente ergänzt.  
 
 
Fair, sozial, digital 
Bei der großen Studie von Focus Money zum Thema „Fairness von Vermietern 2021“ 
erhielt die GWG Städtische Wohnungsgesellschaft München mbH ein gutes Urteil für 
die „faire Mieterbetreuung“. Diese Kategorie beinhaltet nicht nur die fachliche 
Kompetenz und Freundlichkeit der Mitarbeiter*innen, sondern auch die Beachtung der 
Mieterwünsche.  
 
Bei der Entwicklung des GWG Mieterportals haben wir diese Kompetenzen genutzt und 
die Frage Was brauchen unsere Mieter*innen? in den Mittelpunkt gestellt. Unser neues 
Portal bietet die Möglichkeit, rund um die Uhr häufig angeforderte Informationen direkt 
abzurufen und weitere Anliegen schnell zu übermitteln. Daneben setzen wir aber auch 
weiterhin auf eine persönliche Betreuung in unseren Hausverwaltungen. Ganz im Sinne 
von fair, sozial, digital. 
 
Neue Services und Kommunikationswege für unsere Mieter*innen  
Dokumente anfordern, einen Schaden melden oder die Zusammensetzung der Miete 
einsehen – mit dem GWG-Mieterportal erhöht die GWG München die Transparenz und 
den Service für ihre Kund*innen. „Das Mieterportal ist Teil des Projekts 360° 
Immobilienmanagement, mit dem die GWG München die Bestandsbewirtschaftung 
weitestgehend digitalisieren wird. Damit wird ein weiterer Baustein gelegt, mit dem wir 
aktiv den digitalen Wandel unseres Unternehmens vorantreiben”, erklärt GWG-
Geschäftsführer Christian Amlong (Sprecher der Geschäftsführung). 
 
Mit dem Mieterportal werden Arbeitsprozesse standardisiert und beschleunigt. Das 
kommt nicht nur der GWG München, sondern auch unseren Kund*innen zugute.  
„Das Kommunikationsverhalten unserer Gesellschaft hat sich verändert. Diese 
Veränderung spiegelt sich auch in der Kommunikation der Wohnungsunternehmen 
wider. Es freut mich daher, dass die GWG München neue Wege geht und ihren 
Mieter*innen vielfältige Möglichkeiten bietet, mit ihr in Kontakt zu treten“, so Verena 
Dietl, Bürgermeisterin und Vorsitzende des Aufsichtsrates der GWG München. 

Ansprechpartner 
Michael Schmitt 
T +49 89 55 114 212 
michael.schmitt@ 
gwg-muenchen.de 

 
Download unter 
gwg-muenchen.de/ 
presse 
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Mieterportal geht in die Pilotphase  
Im Frühsommer startet die Pilotphase des Mieterportals. Eine Pilotgruppe prüft das 
Mieterportal dann auf Herz und Nieren, gibt Rückmeldungen zur Bedienbarkeit und 
Funktionalität. Alle Erkenntnisse fließen in die letzte Projektphase ein, in der das Portal 
dann nochmal überarbeitet und optimiert wird. Unsere Mieter*innen können sich auf 
moderne Kommunikationswege und ein stetig wachsendes Serviceangebot freuen. Mit 
dem Mieterportal der GWG München als kostenlose App und Webportal haben sie 
dann rund um die Uhr Zugriff auf ihre Daten. 
 

 
Das Mieterportal wird als Webportal und als App für Android und iOS angeboten. 
 
Die GWG München 
Derzeit bewirtschaftet die GWG München mehr als 30.000 Mietwohnungen und rund 
700 Gewerbeeinheiten. Seit über 100 Jahren bietet sie in der stetig wachsenden Stadt 
bezahlbaren Wohnraum für die Münchner*innen an. Darüber hinaus engagiert sich das 
Unternehmen in der Stadtteilentwicklung, realisiert Wohnformen für alle Lebensphasen 
und ist dem Klimaschutz verpflichtet. Im Mittelpunkt aller Aktivitäten steht immer die 
Wohn- und Lebensqualität unserer Kund*innen. 



Münchner 
Kammerspiele 
Falckenbergstr. 2 
80539 München 

Pressemitteilung 

München, den 15. April 2021 

Hiermit möchte ich Sie auf eine Veranstaltung der Münchner Kammerspiele im Rahmen der Digitalen 

Akademie „What is the City?“ aufmerksam machen:  

What is the City? #5      

Die Neubestimmung des Öffentlichen Raumes 

Wann: Dienstag, den 20. April 2021 um 20:00 Uhr      

Moderation: Martin Valdés-Stauber  

Im Gespräch mit: Gabi Blum, Martina Löw und Elisabeth Merk 

Sie können über folgenden Link an dem Abend teilnehmen:  

https://muenchner-kammerspiele-de.zoom.us/j/95945906250 

Meeting-ID: 959 4590 6250  

Kenncode: 701506  

 Weitere Informationen: 

Schon vor der Pandemie und den damit einhergehenden Beschränkungen war der öffentliche Raum 
unter Druck geraten: Städtischer Raum wird zum Gut, wird zur Ware. Die Sozialwissenschaften nennen 
einen solchen Prozess “Kommodifizierung”. Wer kontrolliert privatisierten Raum? Wer wird 
verdrängt? Der öffentliche Raum wird zudem verändert durch Bemühungen ihn sicherer zu machen, 
seien es physische Barrieren, Sicherheitsdienste oder Kameras. Wie bewegen wir uns angesichts dieser 
Beobachtung und der Sichtbarmachung imaginierter (und potenzieller) Gefahren? Was bedeutet das 
für eine demokratische Öffentlichkeit in der Perspektiven zur gemeinsamen Willensbildung 
aufeinandertreffen sollen, was bedeutet es für den städtischen Raum in dem sich Unterschiede 
sichtbar und spürbar begegnen sollen. 

Die Münchner Stadtbaurätin Elisabeth Merk, die Künstlerin Gabi Blum und die Soziologin Martina Löw 
diskutieren im Gespräch mit dem Dramaturgen und Soziologen Martin Valdés-Stauber 
Veränderungsschübe des öffentlichen Raumes. Wie können wir uns den öffentlichen Raum, nach der 
Pandemie und ihren Einschränkungen, wieder aneignen? 

Nach fachlichen Impulsen werden das Publikum und die Expert*innen in Kleingruppen das Gespräch 
fortführen. Zuletzt führt das Panel die Einsichten des Abends zusammen. 

Über einen Hinweis in Ihren Medien würde ich mich freuen. 
Für Rückfragen stehe ich Ihnen gerne zur Verfügung. 

Herzliche Grüße      
Zsaklin Diana Macumba 
Pressesprecherin      
Tel: 089-233 36820 

https://muenchner-kammerspiele-de.zoom.us/j/95945906250
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